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Wb~storf 4511 Winistorf,den 22.ilovember 1966

(Sotothurn)
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Sehr geehrter Herr Lysser,

Hiermit stelle ich Ihnen den nuszug aus dem Protokoll der Gemeinde~
Versammlung vorn 6.Härz 1966 zur Aenntnisnahme zu.

3.Eeschlussfassun~betreffen~reffend: 0 r t s p 1 a n u n g

Ammenn Jkggi orientiert die innwesenden über das bereits Getane und
Laufende in dieser Angelegenheit.
l,Von 25 Stimmbürgern wurde eine Initiative zur Einberufung einer

dringenden Gerne indeversammlung eingereicht.
2,Der Gemeinderat hat in mnbetracht der Dringlichkeit einer 0 r t s —

P 1 a n um g die notwendigen nrbeiten gestutzt auf die 25 Unter
schriften von Stirnmbürgern an das Ingenieurbüro: E in g g i s t
in Solothurn bereits vergeben.

3.Herr E in g g i a t hat unserem rnrnmann und Gerneindeschreiber die
in u t m ii e s 1 i c h e n fosten für das ~ rnotwendigste in
dieser Angelegenheit mit ca.Fr.3~000.— bis Pr.4~000,— unverbindlich
genannt.

Der Gemeinderat stellt der Gerneindeversamalung den Antrag,auf dieses
Traktandum einzutreten und den notwendigen Kredit,welcher noch nicht
festgesetzt ist zu bewilligen.
Die Gemeindeversammlung erhebt din Antrag des Gemeinderates zum
Beschluss,iieiter beschliesst die Gemeindeversammlung mit 9 gegen
3 Stimmen eine 0 r t s p 1 s n u n g wie diese vom Gemeinderat
bereits an das Ingenieurbüro Enggist,Solothurn vergeben worden ist.

Für getreuen Auszug aus dein Prötokoll der Gerneindeversamnlung

zeicüret Der Gemeindeschreiber:
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~USZUG AUS DEM PROToKoLL
DES

REGIERUNG5RATES DES KANTONS S0L0THURN
VOM

22, März 1968 Nr. 1412

1.

Die ~j ohnere ~deni~j~g~ legt dem Regierungsrat ihren

Bebauungs- und Zonenplan sowie ihr Baureglement mit Zonenordnung

zur Genehmigung vor. Die Auflage fand vom 6. Februar bis 8. März

1967 statt,

Innerhalb der Auflagefrist gingen verschiedene.Einsprachen

ein~ die zum Teil kleinere Aenderungen des Planes ~ur Folge

hatten.

Zwei Beschwe,r~en wurden an die Gemeindeversammlung weiterge—

zogen und von dieser am 22. Oktober 1967 abgewies~n. Beide Be

schwerdeführer gelangten nun auch an den Regierungsrat. Es handelt

sich um:

1. ~j g g~meindeWinistorf.

2. Herr Albert Winistörf~r-Kaufmann, vertreten •durch

Herrn Fürsprecher Hans Sesseli, Solothurn.

II,.

Als Grundeigentümer in dem vom Bebauungs- und Zonenplan er—

fassten Gebiet sind die Beschwerdeführer zur Beschwerde legitimiert.

Die Beschwerden wurden fristgemäss eii-igereicht, weshalb darauf

einzutreten ist.

ierun srat stellt fest und zieht in Erwä un

III,

1. a) Die ~ er ~ftnistorf begründet ihre Beschwerde wie

folgt: -

Der Gemeinderat der Einwohnergemeinde habe die Verlegung

der Grünzone von GB Winistorf. Nr.- 192 (Eigentümer Herr

Walter Winistörfer)‘ auf GB Hr. 13 (Eigentümerin Bürger

gemeinde Winistorf) beschlossen. DiesePlanänderung sei nicht

im ordentlichen Verfahi~n durdhge~fühi~t wjrden. Die Bürger

gemeinde habe ein Recht, dass ihr Grundstück in der Bauzone 1.

18572-80000/80000 Etappe belassen werde, da sie seinerzeit das Land für di~
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Ringstrasse kostenlos zur Verfügung gestellt und die Kanalisatior

zum Teil auf eigene Kosten aus geführt habe. Während den Plan-

arbeiten sei vom Projektverfasser und vom Gemeinderat

immer wieder mit Nachdruck ‘darauf hingewiesen worden, dass

das Land längs der Ringstrasse iiberbaut werden sollte, und

.zw~r gerade angesichts der hohen Kosten für den Strassen

ausbau. Der ursprungliche Plan sei anlasslich der 0rientierur‘ig~—

versammlung vom Projektverfasser als der einzig richtige

bezeic1~met worden. Der geänderte Plan könne von der Bürger—

gemeinde nicht angenommen werden.

~) Die Einwohnergemeinde liess sich zu dieser Beschwerde kurz
zusammengefasst — wie folgt vernehmen~

InGutheissun~b ii~ier Einsprache des Herrn Walter Winistörfer

sei der im Auflageplan als Grunzone ausgeschiedene Teil

von~GBNi~. 192 ~ur Kernzone gesch~~uag~n worden. Dafür se.i

der südliche Teil dieses Grundstückes, ferner ein Teil

von GB Nr. 13 (durch Mutatipn,heuteG~B~r. 231; Eigentümerin~

Burgergemeinde Winistorf) als Grunzone ~isgeschieden worden.

Dagegen habe Herr Walter Winistorfer keine Beschwerde ein~

gereicht. Am 300 August 1967 habe man die Bürgergemeinde

schriftlich orientiert, ~m~r Ansetzung der ordentlichen

Einsprabhefrist, Daher habe auch die~Bürgergemeinde beim

Einwohnergemeinderat Einsprache erho~b~n. Am 21. September

1967 habe dieser die Einsprache abgewiesen, was der BiLrger~

gemeinde am 25. September 1967 schriftlich mitgeteilt worden

sei. Am 8, Oktober 1967 habe die Burgergemeinde von ihrem

Beschwerderecht an die Einwöhnergemeindevers~flmilung Gebrauch

gemacht. Das Verfahren sei daher richtig durchgeführt worden~

Kleinere AenddrungenanPlänen könnt~.z~ach Praxis go

behandelt werden, wenn den Betroffenen das rechtliche

Gehor in vollem Umfang gewahrt werde. Der Ausbau der Ringstrasse

auf Rechnung der Birger- una Einwohnergemeinde habe mit der

Zone als solcher nichts zu tun. Auch die Grunzone sei eine

Bauzone, wenn auch fur offentliche Bauten. Der grosste Teil

von GB Nr 13 sei in die Wohnzone einbezogen worden.
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Es seien~ fiir die Zonenplanung insgesamt vier Entwürfe ausge

arbeitet worden~ der Projektverfasser sei sicher nicht der

Ansicht, dass es nur eine einzige, gültige Lösung geb~. Der

~Zonenplan sei ein Produkt von vielen DiskUssionen und Koxflpro

missen. Durch die zuletzt vorgeschlagene Plazierung derGrün

zone entstünden Vorteile gegenüber dem aufgelegten Projekt:

Die Kernzone sei entlang der Kantonsstrasse organisch geschlos

sen worden, sodass sich ein besseres Bild des Dorfzentrumser—

gebe. Der dreieckförmigeZipfel von GB Nr0 192 wäre allein

kaum überbaubar gewesen. Zusammen mit dem Land der Bürger

gemeinde (GB Nr. 231) bilde er aber eine den minimalen Ei~

fordernissen entsprechende Grünzonenfläehe, auf der dereinst

auch eine öffentliche Baute errichtet werden könne. -

2. a) Beschwerde des~vertreten

durch Herrn Fürsprecher H, Sesseli,S.~lothurn,

Der Vertreter des Beschwerdefüh~ers stellte den Antrag, es

sei über das Grundstück des Rekurrenten (GB Nr. 176) eine

gemischte Zone rechtsgültig zu b‘efinden, eventuell, es seien

im Falle der grundsätzlichen Ablehnung des Begehrens hin

längliche Sicherheiten zu bieten, falls die projektierte

Geflügelmasthalle auch nach Abschluss des hängigen gericht—

lichen Immissionsprozesses zulässig erklärt werde.

Zur Begründung wurde u,a. ausgeführt:

Mit Beschluss Nr. 1781 vom 50 April 1966 habe der Regiei~ungs—

rat eine Beschwerde von Herrn Albert Winistörfer gutgeheissen

und festgehalten, die projektierte Geflügelmasthalle könne

errichtet werden. Auf ein Wiedererwägungsgesuch des Einwohner—

und Bürgergemeinderates vom 13. April 1966 sei der Regierungsrat

nicht eingetreten.

Nach diesem Verfahren habe der Nachbar eine Immissionsklage

beim zuständigen Gericht anhängig gemacht. Heute stehe der

Prozess im Stadium des Zeugenverhörs. Der Bau sei gerichtlich

eingestellt. Die Hauptverhandlung vor Amtsgericht werde in

einigen Monaten stattfinden.



Der Regierungsrat habe die Gefahr öffentlich-rechtlicher

Imm~s‘sionen geprüft und sei zu einem n~gativen Ergebnis ge

langt. Das Grundstück sei im Zonenplan der B~üzone 2. Etappe

zugewiesen wc~rden. Wenn dieser Plan iii Rechtskraft ei~wachse,

dai~i könx~e trotz möglichen Obsiegens im Zivilprozess demnach

nicht gebaut werden, was Rechtsverweigerung, Rechtsumgehung

und Willkür darstelle,

.~Die heutige Planung sei willkürlich, da im gleichen Gebiet

längstens eine Geflügelmastha1~le in Betrieb stehe. Im Entscheid

den. Gemeind.eversammlung stehe erneut,, der Bebauung.s— und zonen

plan habe mit der Geflügelmasthalle nichts zu..tun~ Es werde

dann aber gefolgert, dass. der Bau einer solchen Halle die Orts~

planung pr,äjudiziere. Eine gemischte Zone komme nicht in Frage.

Dabei werde übersehen, dass. diese Zone bereits bestehe.

Es stelle Willkür dar, wenn eine Gemeinde trotz erteilter Bau-

bewilligung durch den Regierungsrat auf dem Umweg einer über

stürzten P~anung ein Bauvorhaben a~ äussersten Rand der Ort

schaft zu verhindern suche.

Wenn aber die Immissionskiage abgewiesen werde, dann habe

auch die ‚Wohnzone dort keinen Wert mehr. Daher dürfe der Plan

nicht genehmigt werden. ..‚ .

b) Die Gern ndeWinistorf‘liess sich zu dieser Beschwerde wie folgt

vernehrnen~ “ . .

Bei dieser Beschwerde gehe es nur darum, die Inkraftsetzung des

Zonenp1~n~s zu verzögern. Die ‘Zo‘nenausscheid‘uiig solle, nach

Meinung, d~s Beschwer~e~ührers, ‚so, vorgenommen werden,, dass

dem Bau d~‘ Geflüg~Irnast1‘~alle keine Hindernisse in den Weg

gelegt wt~rden. Die ‘Aü~scheidung als Wohnzone sei, unbekümmert

üni d‘ie G~flügelmasthal1e,‘ gerechtfertigt. Im übrigen berufe

sich die Gemeinde auf die Schreiben, die sie bereits an den

Vertheter «des Besch~erd“efühi~ers gerichtet habe. Diesen Er

klärungen ‘ist. u,a.~ zu entnE~hmen~ Es seiön schon genügend Ge

biete‘als gemischte Zone~ (Wohn— ‘Und Gewerbezone) ausgeschiöden

worden. Fü±~ ‘di‘e“Wohn—~‘uri~“Gevierbezone dürfe nicht das schönste

Wohngebiet ausgewählt werden. Die‘ ‘Einteilung der Grund~tücke



östlich ddr geplanten Quartierstrasse könne nicht in Frage

kommen, weil die Voraussetzungen für eine technisch einwand

fr~eie Abwasserfortleitung noch fehlten.

IV.

Grundsätzlich sind Gemeinden in Planungssachen autonom~.

Der Regierungsrat prüft Bebauungspläne darauf, ob sie gesetzes-

widrig sind, verfassungsrechtlichen Grundsätzen widersprechen

oder willkürlich sind. :~e beruhen zum Teil auf Ermessens

entscheiden. Diese prüft demnach der Regierungsrat auf Willkür,

wobei er selbst sein Ermessen nicht überschreiten darf. Er ver

letzt, wie aus einem kürzlich veröffentlichten Bundesgerichts-

entscheid hervorgeht (BGE 93 1 434/35), die Gemeindeautonornie

dann nicht, wenn er bei der ihm zustehenden 1~echts— und

Ermessenskontrolle nicht willkürlich vorgeht.

1. Beschwerde der Bürgergemeinde Winistorf

Grundsätzlich muss jede Planänderung, die nach der Planauflaga

erfolgt ist, einem erneuten Planauflageverfahren unterzogen

werden. Es entspricht jedoch der Praxis, dass geringfügige

Aenderungen.als Folge von Einsprachebehandlungen dann nicht

nochmals aufgelegt werden müssen, wenn die Betroffenen dabei

keines Rechtsmittels verlustig gehen. Im vorliegenden Fall

wurde die ~ürgergenieinde vdr~d.dr Pl~närIderUng schriftlich in

Kenntnis gesetzt, und es wurde ihr eine weitere Frist zur

Einreichung einer Einsprache an den Gemeinderat eingeräumt.

Demzufolge konnte sich die Bürgergemeinde über sämtliche

Instanzen zur Wehr setzen. Aus diesem Grunde wurde sie in

ihren Rechten keineswegs beschnitten undkann daher auch keine

Verfahrensmängel daraus ableiten. Aus dem Plan geht hervor,

dass zur Abrundung der Kernzone tatsächlich der nordwest

liche Teil von GB Nr. 192 noch~ dazugenommen werden musste.

Das verbleibende Dreieck hätte auf keinen Fall mehr gereicht9 u~

ein noch so kleines öffentliches Gebäude zuerricht~n,

weshalb ein Teil von GB Nr. 13 (heute Nr~. 23l) noch zur

Gr~inzone geschlagen wurde. Di~ beideh Gmunddtücke zusammen

bilden für diesen Dorfteil d~e ~ganze ~Griinzöh~, Ai~esichts der



Fläche2 die zu Bauzwecken ausgeschieden wurde, ist die

Grünzo.ne keinesfalls als zu gross zu bezeichnen. Schliesslich

ist noch eine Erläuterung zur Bedeutung der GrUnzone am Platz:

Die Bezeichnung 1TGrünzorie~ ist als ~Progranim in dem Sinne

aufzufassen, dass zukünftige ~5ffentliche Bauten in diesen

Gebieten zu errichten sind. Es kommt ihr aber keinesfalls

der Charakter eines Enteignun~stitols zu. Wenn die Gemeinde

ein Grundstäck in der Grünzone erwerben will, dann muss sie

- falls e~n freihändiger Erwerb nicht möglich ist - beim

Kantonsrat ein Gesuch um Erteilung~ ~des Enteignungsrechtes

einreichen. Sofern daraufhin keine Einigung über den Kauf

preis zustande kommt, wird die kantonale Schätzungskommission

und als letzte kantonale Instanz ~as Verwaltungsge)~icht

entscheiden, Nach Gesetz ist vollen Ersatz für das Land

zu bezahlen.

Die Gemeinde Winistorf hat im Rahmen ihres Ermessens gehandelt,

als sie die Grünzo~e iiii~Wäilör Möösli so festgelegt hat, wie

sie. heute im Plan ersichtliöh ist. Der Anteil an der

Kostentragung der Ringstrasse durch die Bi~rgergemeinde gibt

dieser kein Aflrecht, dass alle ihre Grundstücke entlang der

Strasse indiö Wohnzone eing~teilt werden. Aus allen diesen

Erwägungön ist die Beschwei~de abzuweisen.

2. ~~errlb~tWinistö2~er -Kaufmann

vertreten durch Herrn Fürsprecher II. Sesseli~

Der Regierungsrat hat mit. Beschluss Nr.1781 vom 5. April 1966

die ~einerzei1~ erhobene Beschwerde von,Herrn Albert Winistörfer

gutgeheissenund ihm: die. Bewilligung zur Errichti~ng einer

Geflügelmasthalle erteilt. Damals ging der Regierungsrat

richtigerweise davon,, aus, dass. Winistorf das ~auplan

• verfahren noch nich-t eingeführt hatte (vgl. Seite 3 des

zitiö~ten Beschlusses). Eswar also, in Anwendung des

kantonalen Normalbaureglementes, zu prüfen, ob die vor

gesehenen Grenzabstände genügten, ob öffentlich-rechtliche

Immissionen ~zu befürc‘ht~en ~aren und möglicherweise durch einen

solchei. Eau das Landschaftsbild. ‚verunstaltet würde.. Der

Re~ierungsr.at kam zueinem für den Beschwerdeführer
positiven Ergebnis.
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In der Zwischenzeit wurde vorn Nachbar eine Immissionsklage

eingereicht. Dies~ berührt jedoch das Vbrwaltüx~gbvdbfahren

in keiner Weis~ Der Regie~ungsr~t~irde heute den seihmr

zeitigen Sachverhalt genau gleich behandeln, wie diös im

erwähnten Beschlu~s geschah, irnm~r ~unter der Vor~ussdtzung,

dass kein Bebauungsplan voh]~ge.

Im vorliegenden Verfahren steht.jedoch die. Genehmigung des

Bebauungs-~ und Zonenplans zur Diskussion~ Daher muss9 un

bekümmert um den hängigen Zivilprozess, nach den vorstehend

erwahnton Grundsatzen gepruft werden, oh der Plan genehmigt

werden kann. .

Das Gebiet, in welchem das Grundstiick des Beschwe~däführers

liegt, ist in die Wohnzone W 2,‘ 2. Etappe eingeteilt. Die

Gemeind.e begründej~ diese Einteilung damit~ dass die Nordwest

Süd.ost. ve~la~end:e:geplante Quar:tierstrasse 4ne Grenze bilden

solle,, ferner,. dass ~ür diese.s Gebiet keine Kanalisation

bestehe,

Aus dem Plan ist die Tendenz ersichtlich, das Baugebiet der

ersten Etappe relativ klein zu halten, um der Gemeinde die

— vor allem finanziellen — Köbs~ ~ienzen einer allzugrossen

Bauzone nach Möglichke±tzu ersparen.DieserGrund ist ~u.

anerkennen und auch ~e~stä~idlich. In der2, Etappe ist zudem

das Bauen ni~h~ verboten, aber an gewis~e, in: der Zorienoi~dnung

genannte Bedingungen geknüpft. .

Dass mehrere Grundstucke (auch in der Zone WG 2) schon uberbaut

sind2 ist kein Hinde ngsjrund, üm diese dennoäh in die

2, Etappd zu ve~w~i~n. Dadu~ch soll erreichl~ werden~,dass

weitere Gebäude, die auf solchen Grundstückdn errichtet

werden könnten, die Gemeinde nicht belasten; Es kann nicht

bestritten werden, dass d~ Grundstück~des Beschwerdeführers

an einem sanft geneigten Stldosthang liegt. .Das~ Gebäude~•

entspr~c±t also den Idealvorsteilungen, die man sich heute

von ein~r bevorzugtehWohnlage m~cht. Daher kann es sich

niemals um Willkür handeln, wenn dieses Gebiet zur Wohnzone

erklärt wurde, ‘ ‘ . .
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Schwerwiegend ist ferner das Argument der Abwasserbeseitigung~

Der revidierte § 21 der Wasserrechtsveroi~dnung wurde in der

P1~nung von Winis~orf im grossen Zusammenhang praktisch

ang~endet:

Mit ~andern Worten we.rden jene Gebiete, die nicht an eine

Kanalisation angeschlossen sind, zur Ueberbauung noch nicht

t~rei gegeben, es sei denn, der Bauherr erstelle die Kanalisation

nach Angaben der Gemeinde auf eigene Kosten (s~ 16 und 17 des

Baureglementes).

Wenn eine Gemeinde solche P~lanungsmassnahmen verwirklicht,

kann man keineswegs v~on Willkür :SP~echefl. Aus allen diesen

G~ünden ist die Beschw~rde abzuweisen.

V.. ‘~. -

Da~ Verfahren wurd~ brdhung~gernäss durchgeführt. Gegen

...denBebauungs- und Zor~enplan ist materiell nichts einzuwenden,

- ebansowenig gegen das‘ Baureglement mit. Zonenordnung. Der

Genehmigungsteht daher nichts im Wegefl

Eswird

beschlossen~

1. Der )3ebauungs- und Zonenplan sowie das Baui~eglement mit

Zonenordnung der G~meLnde Winistorf werden genebnilgt.

2, Die Gemeinde wird ersucht, dem Bau—Departement vier auf. Lein

wand aufg.ezogene~Pl~ne.~uzus‘tellen.

3. Die Beschwerden der Bürgergeme~LndeWinistorf und des

Herrn Albert Winistörfer-Kaufmann, Winisto.rf, v~rtreten

durch ~Ierrn Fürsp~echer El. Sesseli~ :Solöthurn, werden

abge~iesen~ - . -

Genehmigungsgebühr: Fr~: 4O.~-

1/3 Ausfertigungskoste~: Fr. 12.—-

Publikationskosten~ : Fr. l4.-~-

Fr. 66,-— (Staatskanzlei Nr. 122) NN
~==~====-Dürch die Einwohnergemeinde

-. - Winj~storf zu bezahleii.

Entscheidgebiihr~.; Fr. 4o.~ . .

2/3 Ausfertigungskosten: Fr. 24.—- zu je -~ von den Beschwer

F 64 -- defiihrern zu bezahlen~ (Staatskanzlei Nr. 123) NN

~ Der Staatsschreiber~
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Bau—Departement (4), mit Akten
Kant0 Planungs stelle (2), mit 1 gen. Baureglement
Jur. Sekretär Bau-Dep. HV (3), mit 1 gen,Baureglement
Kant. Finanzkontrolle (2)
Amtschreiberei Kriegstetten (2)
Animannamt der Einwohnergemeinde Winistorf (3), mit 1 gen. Plan

und 1 gen. Baureglement NN Fr. 66.—-
Ammannamt der Bürgergemeinde Winistorf (2) NN Fr. 32.——
Herrn Fürsprecher H. Sesseli, Rötistrasse 22, Solothurn (2)

NN Fr. 32.--
Amtsblatt (Publikation von Ziff, 1 des Dispositivs)
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